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SPRUCH 
 

1. Die Liechtensteinischen Kraftwerke sind verpflichtet, der Hoi Internet AG ab dem 
1. Februar 2016 Zugang zu drei weiteren HFC-Kanälen zu gewähren, sodass die Hoi  
Internet AG ab dem 1. Februar 2016 in Summe vier zusammenhängende 
Downstream-Kanäle im HFC Netz der Liechtensteinischen Kraftwerke nutzen kann.  

2. Die Liechtensteinischen Kraftwerke haben die Telecom Liechtenstein AG aufzufor-
dern, die Nutzung von drei HFC-Kanälen rechtzeitig einzustellen, um den Stichtag ge-
mäss Spruchpunkt 1 einhalten zu können. 

3. Einer allfälligen Beschwerde gegen diese Verfügung wird gestützt auf Art. 100 Abs.1 
LVG i.V. m. Art. 116 Abs. 3 Bst. a und Abs. 8 LVG die aufschiebende Wirkung entzogen. 

4. Die Kosten dieser Entscheidung verbleiben beim Land. 
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BEGRÜNDUNG 

A. Verfahrensablauf 

 

Die Hoi Internet AG (in weiterer Folge �HOI� genannt) hat am 5. Januar 2015 (beim Amt 
für Kommunikation eingelangt am 7. Januar 2015) einen Antrag auf Schlichtung nach  
Art. 59 KomG eingebracht. Das Begehr war darauf gerichtet, für ihr Angebot �CATV Inter-
net� drei zusätzliche Kanäle auf dem HFC Netz1 der Liechtensteinischen Kraftwerke (in 
weiterer Folge �LKW� genannt) zu erhalten. HOI benötige zusätzliche Kanäle, um weiter-
hin konkurrenzfähig zu sein und die gleichen Bandbreiten wie die Telecom Liechtenstein 
AG (in weiterer Folge �TLI� genannt) anbieten zu können. 

HOI gab an, dass eine diesbezügliche Anfrage bei den LKW ergeben habe, dass die LKW 
diesem Begehren nicht entsprechen könne, da keine freien Kapazitäten mehr zur Verfü-
gung stünden und diese von der TLI belegt seien. 

In ihrem Antrag verweist die HOI auf die Vereinbarung �Regelung für den Open Access 
Betrieb� aus dem Jahr 2009, welche die Benutzung des HFC Netzes durch mehrere Anbie-
ter ermögliche und eine strategische Reserve von fünf HFC Kanälen vorsehe, welche ohne 
vorherige Information durch die LKW an HOI an die TLI vergeben worden seien. 

Mit Schreiben vom 12. Januar 2015 informierte das Amt für Kommunikation (in weiterer 
Folge �AK� genannt) die LKW über den eingelangten Schlichtungsantrag und forderte die 
LKW auf, zur Feststellung des Sachverhaltes zunächst einen aktuellen Belegungs- und Nut-
zungsplan des HFC-Netzes der LKW mit bestimmten Angaben zu übermitteln und zum 
Schlichtungsantrag der HOI Stellung zu nehmen. 

Mit Schreiben vom 22. Januar 2015 beantwortete die LKW diese Anfrage und übermittelte 
einen Netzbelegungsplan. Inhaltlich teilten die LKW mit, dass die �Regelung für den Open 
Access Betrieb� tatsächlich im Verhältnis LKW/HOI gelte, dass diese Vereinbarung aber 
keine Reservierung von Kanälen vorsehe und aktuell keine Kanäle frei wären, sodass die 
Anfrage der HOI nicht positiv erledigt werden könne. Darüber hinaus informierten die LKW 
das AK über die Anfragen anderer Internet Service Provider (ISP), die betreffend die Nut-
zung von HFC Kanälen bei LKW eingegangen waren. 

Mit Schreiben vom 6. März 2015 beantwortete die TLI die Fragen des AK, die mit Auffor-
derungsschreiben vom 23. Februar 2015 übermittelt wurden, dahingehend, dass die TLI 
keine konkreten Pläne hinsichtlich der Abschaltung von Analog-TV-Kanälen habe, dass 
allfällig frei werdende Kanäle durch die TLI selbst genutzt werden sollen, dass unter Ver-

                                                      

1 HFC steht für hybrid-fibre-coax und ist die Kurzbezeichnung für eine bestimmte Technologie, mit der die Übertragung von analogen 

und digitalen Signalen leitungsgebunden ermöglicht wird. In weiterer Folge werden synonym für den Begriff HFC-Netz auch die Be-

zeichnungen Koax-Netz, CaTV-Netz oder Kabelnetz verwendet. 
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wendung von Euro-DOCSIS2 mit 12 Kanälen eine Bandbreite von 600 Mbps pro Zelle er-
reicht werden könne, dass die TLI mittelfristig auf einen parallelen Einsatz von IPTV3 und 
DVB-C4 zur Verbreitung ihres TV Angebots setzen würde, da die hybride Nutzung ein Kun-
denbedürfnis sei, und dass sich aus dem Parallelbetrieb von DVB-C und IPTV aus Sicht der 
TLI keine Nachteile ergeben würden. Die TLI würde künftig ein Wholesale-Angebot auf 
ihrem CMTS5 vorsehen, um anderen Betreibern die Nutzung des HFC-Netzes zu ermögli-
chen. 

Zusätzlich zu den schriftlichen Stellungnahmen hielt das AK Besprechungen mit den Be-
treibern ab: 

 am 13. März 2015 und am 16. Juni 2015 mit den LKW; 
 am 29. April 2015 und am 5. Mai 2015 mit der TLI; 
 am 19.  August 2015 mit HOI. 

Am 25. September 2015 führte das AK im Beisein aller drei Beteiligten eine Schlichtungs-
verhandlung durch. Über die Schlichtungsverhandlung wurde ein Protokoll erstellt, das mit 
Schreiben vom 15. Oktober 2015 gemeinsam mit einer Stellungnahme der TLI vom 9. Ok-
tober 2015 an alle Beteiligte zugestellt wurde. 

Im Schreiben vom 15. Oktober 2015 informierte das AK über die Beendigung der Schlich-
tung und die Einleitung des gegenständlichen Verfahrens auf Netzzugang und forderte die 
Parteien auf, binnen zwei Wochen eine umfassende Stellungnahme abzugeben. Gleichzei-
tig informierte das AK, dass die Akten aus dem Streitschlichtungsverfahren beigezogen 
werden, sodass sämtliche Vorbringen und Stellungnahmen, die im Rahmen des Streit-
schlichtungsverfahrens vorgebracht oder übermittelt wurden, im gegenständlichen Ver-
fahren auf Zugangsgewährung berücksichtigt werden. 

Mit Schreiben vom 28. Oktober 2015 brachten die LKW eine Stellungnahme ein, in der sie 
das vom AK geplante Vorgehen zur Kenntnis nehmen und anregen, in der Verfügung aus-
reichend Zeit einzuplanen, um die Endkunden rechtzeitig über die neue Kanalbelegung zu 
informieren. 

Mit Schreiben vom 6. November 2015 brachte die TLI nach Genehmigung der beantragten 
Fristerstreckung von einer Woche rechtzeitig eine Stellungnahme ein, in der sie sich mit 
der in Aussicht gestellten Verfügung, der HOI Zugang zu drei zusätzlichen Kanälen im Netz 

                                                      

2 DOCSIS steht für data over cable service interface specification und ist ein Standard, der die Anforderungen für Datenübertragungen in 

einem Kabelnetz festlegt sowie die schnelle Übertragung von Daten regelt. 

3 IPTV steht für internet protocol television und bezeichnet die Übertragung von Fernsehprogrammen und Filmen mittels IP. 

4 DVB-C steht für digital video broadcast � cable und ist ein Standard zur Übertragung von digitalen Hörfunk- und Fernsehsignalen über 

das Kabelnetz. 

5 Das CMTS (Cable Modem Termination System) ist eine zentrale Komponente in der Anschlusszentrale/Kopfstation zur Steuerung und 

Überwachung der Kunden Modems. 
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der LKW einzuräumen, nicht einverstanden erklärte. Sie führt aus, dass eine Umsetzung 
dieses Vorhabens für sie äusserst nachteilige Auswirkungen habe. 

Ebenfalls am 6. November 2015 brachte die HOI innerhalb der verlängerten Frist eine Stel-
lungnahme ein, in der sie ihre Hoffnung ausdrückt, dass �im Sinne der Firma Hoi Internet 
AG und ohne Behinderung für einen gesunden Wettbewerb im FL entschieden wird�, sie 
weiterhin an ihrem Antrag auf Zugang zu drei weiteren Kanälen festhalte und ausführt, 
dass ihrer Meinung nach die Freischaltung von 3 passenden Kanälen problemlos binnen 
einer Woche möglich wäre. 

Der Entwurf der gegenständlichen Verfügung wurde im Zeitraum vom 12. November 2015 
bis 30. November 2015 national konsultiert. Im Rahmen dieser nationalen Konsultation 
haben lediglich die Verfahrensparteien HOI und TLI Stellungnahmen eingebracht. Da die 
Stellungnahmen keine Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse enthalten, sind diese im Ori-
ginaltext auf der Webseite des AK unter der Rubrik �Konsultationen� � �Öffentliche Kon-
sultation des Verfügungsentwurfs betreffend Zugang zum HFC-Netz der Liechtensteini-
schen Kraftwerke� veröffentlicht. 

HOI begrüsst in ihrer Stellungnahme den Verfügungsentwurf, da der vorgesehene Zugang 
zu weiteren Kanälen das Angebot von attraktiven und wettbewerbsfähigen Produkten an 
Privat- und Geschäftskunden ermögliche. Die Verfügung trage zu fairem Wettbewerb auf 
dem HFC-Netz der LKW bei. HOI sei auf die drei zusätzlichen Kanäle angewiesen und er-
sucht die anderen Verfahrensparteien, das Startdatum 1. Februar 2016 nicht zu gefähr-
den. 

TLI spricht sich in ihrer Stellungnahme aus mehreren Gründen gegen den Verfügungsent-
wurf aus und bringt zusammengefasst Folgendes vor: In formaler Hinsicht weist TLI darauf 
hin, dass die gesetzliche Grundlage, auf die sich die Verfügung stützt, nicht ausreichend 
klar sei und insofern keine verfahrensrechtliche Klarheit bestehe. Es seien weder die Vo-
raussetzungen für eine Zugangsgewährung nach dem Kapitel über die Sonderregulierung 
noch nach denen unter dem Kapitel der Zugangsgewährung erfüllt. Darüber hinaus könne 
die TLI nicht verpflichtet werden, Zugang zu gewähren oder die Nutzung der Kanäle zu-
gunsten eines anderen Diensteanbieters einzustellen. Das AK habe keinen Wettbewerbs-
mangel festgestellt, der die gegenständliche Verfügung rechtfertige. Die Verfügung sei 
ausserdem nicht notwendig, weil die TLI ohnehin ein entsprechendes Vorleistungsprodukt 
auf dem HFC anbiete. Ausserdem habe es das AK verabsäumt, ein entsprechendes ord-
nungspolitisches Konzept offenzulegen. TLI bestreitet die Verhältnismässigkeit der Mass-
nahme im Sinne einer vernünftigen Zweck/Mittel-Relation und wendet ein, dass die Abga-
be von drei Kanälen unzumutbar sei. Die Verfügung verstosse gegen das Diskriminierungs-
verbot, da mehrere Betreiber Interesse an einer Übertragung von Kanälen angemeldet 
hätten. Schliesslich sei die Verhältnismässigkeit auch aus Endkundensicht nicht gegeben. 
Abschliessend bringt die TLI vor, dass einer allfälligen Beschwerde gegen die Verfügung die 
aufschiebende Wirkung nicht entzogen werde dürfe, da es der HOI ohne weiteres zuzumu-
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ten sei, den Ausgang eines allfälligen Beschwerdeverfahrens abzuwarten, und der Entzug 
der aufschiebenden Wirkung vollendete Tatsachen schaffe. 

 

B. Festgestellter Sachverhalt 

B.1 Zu den Verfahrensparteien 

Von der verfügungsgegenständlichen Entscheidung ist neben den LKW als Verpflichtete 
und der HOI als Berechtigte auch die TLI in ihren Interessen berührt. Das AK führt daher 
diese drei Unternehmen als Parteien im gegenständlichen Verfahren. 

B.1.1 Liechtensteinische Kraftwerke 

Die Verfahrenspartei LKW ist Inhaberin der festnetzgebundenen Anschlussnetze in Liech-
tenstein. Die Anschlussnetze der LKW umfassen neben Teilnehmeranschlussleitungen auf 
Basis von Kupferdoppeladern (CUDA - Kupferdoppelader) und Glasfaser (Fibre Access) 
auch Kabelfernseh-Verteilnetze (CATV- oder HFC-Netz genannt). 

Mit ihrer Infrastruktur erbringen die LKW entsprechend dem Regierungsbeschluss 
2014/606 LNR vom 6. Mai 2014 ausschliesslich Vorleistungsprodukte an andere Dienste-
anbieter der elektronischen Kommunikation und sind selbst nicht auf dem Endkunden-
markt tätig. In Liechtenstein herrscht somit eine funktionelle und organisatorische Tren-
nung zwischen Netzbetreiber und Diensteanbieter. 

Die LKW unterliegen als Betreiberin von elektronischen Kommunikationsnetzen der Kom-
munikationsgesetzgebung und insbesondere dem Gesetz vom 17. März 2006 über die 
elektronische Kommunikation (Kommunikationsgesetz; KomG), LGBl. 2006 Nr. 91 sowie 
den darauf erlassenen Verordnungen. 

B.1.2 Hoi Internet AG 

Die HOI ist eine in Liechtenstein gemeldete und im Melderegister gemäss Art. 18 RKV auf-
genommene Diensteanbieterin, die über Kupfer- und Glasfaserleitungen DSL Dienste er-
bringt und Anschlüsse für ihre Kunden über das CATV-Netz der LKW bereit stellt. Auch 
Digital TV und andere Datendienste gehören (unter anderem) zum Portfolio der HOI. 

B 1.3 Telecom Liechtenstein AG 

Die TLI ist eine in Liechtenstein gemeldete Anbieterin von elektronischen Kommunikati-
onsdiensten und bietet als Komplettanbieterin Einzel- oder Bündelprodukte unter ande-
rem aus den Bereichen Festnetz, Mobiltelefonie, Internet sowie TV an. Sie erbringt diese 
Dienste über das eigene Mobilfunknetz sowie über die von den LKW zur Verfügung ge-
stellten Netzen � das Kupferdoppelader-Netz, das Glasfaser-Netz sowie das CATV-Netz der 
LKW. 
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Für die TLI, an der das Land Liechtenstein zu 75.1 % und die Telekom Austria Group zu 
24.9 % beteiligt sind, gilt neben den Bestimmungen der Kommunikationsgesetzgebung 
insbesondere das Gesetz vom 19. November 2009 über die Steuerung und Überwachung 
öffentlicher Unternehmen (Öffentliche-Unternehmen-Steuerungs-Gesetz; ÖUSG). 

Die Telecom Liechtenstein AG entstand am 1. Januar 2008 durch die Fusion von Telecom 
FL und LTN Liechtenstein TeleNet AG. 

 

B.2 Zur marktbeherrschenden Stellung der Liechtensteinischen Kraftwerke 

Mit zwischenzeitlich in Rechtskraft erwachsenen Verfügung vom 16. Dezember 2009 des 
AK wurde aufgrund der durchgeführten Marktanalysen gemäss Art. 22 Abs. 1 KomG fest-
gestellt, dass auf den Vorleistungsmärkten für den physischen Zugang zu Netzinfrastruktu-
ren an festen Standorten (M4) kein wirksamer Wettbewerb herrscht und die LKW gemäss 
Art. 22 Abs.1 Bst. b KomG alleine über beträchtliche Marktmacht verfügen. 

Gemäss dieser Verfügung haben die LKW unter anderem gemäss Art. 23 Abs. 1 Bst. d 
KomG und Art. 37 Abs. 1 VKND jedem anderen Betreiber auf zumutbare Nachfrage physi-
schen Zugang zu Teilnehmeranschlussleitungen in ihren CUDA-, CATV- und LWL-
Anschlussnetzen, einschliesslich der physischen (elektrisch/optischen) Vollentbündelung, 
des gemeinsamen Zugangs (Shared Access) und des Zugangs zu Teilabschnitten (Teilent-
bündelung) sowie zu dafür notwendigen Annex-Leistungen zu gewähren. Die LKW haben 
gemäss Art. 34 VKND jedem ersuchenden Betreiber dieselben Bedingungen für den physi-
schen Zugang und hierzu notwendigen Annex-Leistungen zu gewähren, wie verbundenen 
oder anderen Unternehmen. Darüber hinaus wurden den LKW durch die Regulierungsbe-
hörde (AK) die Verpflichtungen auferlegt, ein Standardangebot zu erstellen und kostenori-
entierte Entgelte zu verrechnen. Schliesslich wurde den LKW eine Transparenzverpflich-
tung auferlegt, wonach die LKW dem AK alle zur Überwachung der Gleichbehandlungsver-
pflichtung erforderlichen Informationen bereitzustellen haben. 

Trotz der seit dem Erlass der Verfügung im Verfahren M4 vergangenen Zeit, hat sich an 
den damals festgestellten Umständen nichts geändert, was insbesondere auch durch die 
Marktanalyse des Marktes Kernnetz, die mit Erlass der Verfügung vom 22. Mai 2014 abge-
schlossen wurde, unterstrichen wurde.  

Auf den Märkten für den physischen Zugang herrscht nach wie vor kein Wettbewerb und 
die LKW verfügen über eine marktbeherrschende Stellung. Die LKW sind das einzige Un-
ternehmen in Liechtenstein, das öffentliche Kommunikationsnetze landesweit zur Verfü-
gung stellt. 

Auf Grundlage dieser Verfügung des AK zur Sonderregulierung des Marktes für physischen 
Zugang zu Netzinfrastrukturen (M4) hat die LKW jedem anderen Betreiber auf zumutbare 
Nachfrage Zugang zu ihrem HFC-Netz (und den anderen Netzen) diskriminierungsfrei zu 
gewähren. 
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B.3 Die Nutzung des HFC-Netzes 

Der Zugang zum CATV-Netz der LKW stellt sich technisch als frequenzentbündelter Zugang 
dar, bei dem einem oder mehreren Anbietern bestimmte Frequenzkanäle zur exklusiven 
Nutzung überlassen werden. 

Die vertragliche Grundlage für den Zugang der TLI zum CATV-Netz der LKW ist der im Juli 
2006 zwischen den LKW und der LTN, deren Gesamtrechtnachfolgerin die TLI ist, abge-
schlossene Konsolidierungsvertrag. Ziel dieses Vertrages, dessen Abschluss die Regierung 
den beiden staatlichen Unternehmen aufgetragen hat, war, dass die LTN nurmehr als Te-
lekommunikationsdienstleistungsunternehmen und die LKW ausschliesslich als Netzprovi-
der agieren. 

Sämtliche Netze sollten künftig nur mehr von den LKW ausgebaut, betrieben und erhalten 
werden. Die LKW gewährleisten die Voraussetzungen für einen diskriminierungsfreien 
Wettbewerb, indem sie auf der Vorleistungsstufe allen Erbringern von Kommunikations-
diensten diskriminierungsfreien Zugang zu sämtlichen Netzen gewähren. 

Der Auftrag der LTN, die mittlerweile in der TLI aufgegangen ist, war (und ist) die Versor-
gung des Fürstentums Liechtenstein mit Kommunikationsdiensten sowie die Erbringung 
von Grundversorgungsdiensten. 

Basierend auf diesen Grundsätzen erfolgte im Bereich CATV die Aufteilung dergestalt, dass 
der Vertrieb aller Kommunikationsdienstleistungen inkl. der Kabelfernseh-Produkte und 
der Breitband-Internet-Produkte (�powersurf�) bei der LTN zusammengeführt wurden. Die 
diesbezüglichen Dienstleistungen und Produkte gingen mit dem Konsolidierungsvertrag 
von den LKW zur LTN über. 

Der diskriminierungsfreie Zugang zum Netz für Dritte samt der Kanalverwaltung fielen 
aufgrund des Konsolidierungsvertrages in die ausschliessliche Zuständigkeit der LKW, wo-
bei es im Jahr 2006 keine Nachfrage nach Zugang zum CATV-Netz durch Dritte gab; die 
LTN war die einzige Anbieterin. 

Auf Grundlage des Konsolidierungsvertrages hat also ab dem Jahr 2006 die TLI sämtliche 
verfügbaren Kanäle auf dem CATV-Netz bezogen. 

Im Jahr 2008 wurde der Media Holding AG eine Programmkonzession für die Veranstal-
tung und Verbreitung des analogen Fernsehprogramms �1FLTV� im Fürstentum Liechten-
stein erteilt. Art. 2 der Programmkonzession hält zur Art und Ausdehnung der Verbreitung 
fest, dass das Programm über das Kabelnetz im Fürstentum Liechtenstein verbreitet wird. 

Auf Grundlage dieser Konzession nutzte die Media Holding AG ab Anfang 2009 einen ana-
logen Kanal für die Verbreitung ihres analogen Programms. Die TLI hatte dafür vorher ei-
nen von ihr genutzten Kanal (nicht zuletzt aus Kostengründen) an die LKW zurückgegeben, 
sodass die Media Holding AG die Möglichkeit hatte, ihr Programmangebot selbst zur Ver-
fügung zu stellen. Die kostenpflichtige Nutzung eines Programmkanals durch die Media 
Holding AG war auch Anlass einer kleinen Anfrage eines Landtagsabgeordneten vom 24. 
Oktober 2012. Am 30. Mai 2013 kündigte die Media Holding die Nutzung des analogen 
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Kanals zum 31. Dezember 2013 auf, da die TLI das Programm �1FLTV� der Media Holding 
AG in ihr Digitalangebot übernahm. Seit dem 1. Januar 2014 wird der Kanal wieder von der 
TLI genutzt. Dieser zurückerhaltene Kanal scheint im Versorgungskonzept der TLI keine 
wesentliche Nutzungsänderung erfahren zu haben. Die TLI widerspricht dieser Feststellung 
zwar in ihrer Konsultationsstellungnahme führt aber gleichzeitig selbst aus, dass sie �die-
sen Programmplatz sofort wieder mit einem TV-Programm belegt� habe. Wohlgemerkt 
�mit einem TV-Programm�. Sie hat also von der Möglichkeit, den zurückerhaltenen Kanal 
anders zu nutzen und z.B. mit mehreren digitalen Programmen zu belegen oder für den 
Internet-Downstream zu nutzen nach eigenen Angaben keinen Gebrauch gemacht. Das AK 
sieht daher keinen Grund von dieser Feststellung abzugehen. 

Im Februar 2009 schlossen die LKW mit der damaligen Abila AG (heute HOI) die Vereinba-
rung �Regelung für den Open Access Betrieb � HFC Netz� ab. Diese bildet die Grundlage für 
die Nutzung des HFC Netzes durch die Abila AG. Der Vertrag hält als Ausgangslage fest, 
dass �die Telecom Liechtenstein AG heute alle Kanäle (64, d.h. sämtliche mögliche Kanäle 
für Vorwärts- und Rückwärtsbetrieb, bzw. gesamtes Frequenzspektrum) [bezieht].� 

Inhaltlich enthält die Vereinbarung vor allem Regelungen für den Betrieb wie insbesonde-
re technische Spezifikationen, Massnahmen bei Störungen, Bestimmungen zum Handling 
der Kabelmodems sowie zum Management der eigenen Kunden und des Supports. 

Nach Abschluss dieser Vereinbarung hat die TLI einen Downstream und einen Upstream-
Kanal an die LKW zurückgegeben, die in weiterer Folge von den LKW an die heutige HOI 
vergeben wurden. Die HOI nutzt diese Kanäle (1 Upstream, 1 Downstream) zur Erbringung 
von Kommunikationsdiensten.  

Dabei ist festzuhalten, dass die durchschnittliche Downstream-Verbindungsgeschwin-
digkeit der Internetanschlüsse in Deutschland, Österreich und der Schweiz im Jahr 2009 
zwischen 3.7 und 5.6 Mbit/s betrug.6 Die TLI hat laut ihrem Jahresbericht 2009 im Sep-
tember 2009 als höchste Bandbreite maximal 10 Mbit/s angeboten7. Aus damaliger Sicht 
war daher ein Downstream-Kanal völlig ausreichend, um die marktüblichen Bandbreiten 
anbieten zu können. 

B.3.1 Maximal zwei CMTS auf dem HFC Netz 

Aktuell nutzen zwei voneinander unabhängige Betreiber (TLI und HOI) das HFC Netz der 
LKW und betreiben jeder ein eigenes CMTS. Aufgrund der plausiblen und nachvollziehba-
ren Aussagen der LKW ist damit die maximale Anzahl an CMTS erreicht, die sinnvoller-
weise im HFC Netz eingesetzt werden sollte. Auch wenn theoretisch der Betrieb von wei-
teren Systemen möglich wäre, ist der Einsatz von zwei CMTS das Maximum, das administ-
rativ vertretbar und wirtschaftlich sinnvoll eingesetzt werden kann. Dieses Ergebnis wird 

                                                      

6 http://de.statista.com/statistik/daten/studie/416684/umfrage/durchschnittliche-internetgeschwindigkeit-in-dach/ 

7 Vgl. Geschäftsbericht der TLI für das Jahr 2009, Seite 9. 

http://de.statista.com/statistik/daten/studie/416684/umfrage/durchschnittliche-internetgeschwindigkeit-in-dach/


 11/30 

insbesondere durch die bestehende Limitierung der insgesamt vier verfügbaren Up-
stream-Kanäle noch weiter untermauert. 

B.3.2 Kanalbelegung und Internet-Angebot 

Wie oben festgehalten, erfolgt der Zugang zum HFC-Netz der LKW mittels Kanalentbünde-
lung. 

Aktuell bezieht HOI einen Downstream und einen Upstream-Kanal und die TLI die restli-
chen 64 Downstream- und drei Upstream-Kanäle.  

HOI setzt als Zugangstechnologie Euro-DOCSIS 2.0 ein, was die Erbringung von maximal 50 
Mbit/s im Downlink ermöglicht. 

TLI nutzt von den 64 Downstream-Kanälen 14 Kanäle8 für Internet & IPTV, 18 Kanäle für 
Analog TV und 32 Kanäle für Digital TV. Darüber hinaus nutzt sie noch vier weitere Kanäle, 
die aber ausserhalb des garantierten Frequenzspektrums liegen; diesbezüglich ist unklar, 
auf welcher vertraglichen Grundlage diese Zurverfügungstellung erfolgt. Da die TLI diese 
Kanäle aber laut eigenen Angaben tatsächlich nutzt, sind sie auch entsprechend zu be-
rücksichtigen.  

Als Übertragungsstandard setzt die TLI Euro-DOCSIS 3.0 ein, was auf den bestehenden 12 
Downstream-Kanälen eine theoretische Bandbreite von 600 Mbit/s im Downlink ermög-
licht. 

B.3.3 Abschaltung von Kanälen für Analog-/Digital-TV und Änderung der Kanalbele-
gung 

Um die in einem HFC Netz bestehenden Kanäle effizienter zu nutzen und zusätzliche Kapa-
zitäten zu schaffen, kann entweder der nutzbare Frequenzbereich erweitert werden, was 
in Liechtenstein aufgrund der Netzbaustrategie der LKW derzeit ausscheidet, oder es wer-
den analoge Sender vom Netz genommen und der so frei gemachte Kanal entweder für 
die digitale Übertragung von (mehreren) TV-Sendern oder für die Erbringung von Breit-
band-Internet verwendet.  

So hat die TLI in einer Medienmitteilung vom 22. Juli 2014 (Beilage zum Schreiben des AK 
vom 23. Februar 2015) informiert, dass sie die Aufschaltung von 17 weiteren HD Kanälen 
und drei SD-TV-Sendern plane: �Voraussetzung für die Aufschaltung der neuen Sender ist 
entsprechender Platz auf dem Kabelnetz. Dazu werden als vorbereitende Massnahme am 
24. Juli 2015 15 analoge Sender vom Netz genommen, die aber in digitaler Version verfüg-
bar sind. Durch diese Massnahme wird das Netz entlastet, was sich positiv auf die Leis-
tungsfähigkeit und Qualität des Fernseh- wie Kabelinternet-Angebots auswirkt. Aufgrund 

                                                      

8 Für die Kanäle, die für Kabelinternet genutzt werden, wird ein 8 MHz Raster eingesetzt, was nicht dem PAL Kanalraster nach B/G Norm 

entspricht, die eine Kanalbandbreite von 7 MHz vorsieht. Tatsächlich sind daher nicht 14 Kanäle á 7 MHz sondern 12 Euro-DOCSIS 

Kanäle mit einer Kanalbreite von jeweils 8 MHz realisiert.  
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des beschriebenen Technologiewechsels werden die noch vorhandenen analogen TV-
Programme bis zum Jahre 2016 kontinuierlich abgeschaltet.� 

Als konkrete Pläne für 2016 führt die TLI in ihrem Schreiben vom 9. Oktober 2015 an, dass 
sie im Jahr 2016 zusätzliche HD Sender auf das Netz aufschalten wird, wofür neben der 
Abschaltung von einigen analogen Sendern auch bestehende DVB-C Streams (SD-Sender) 
aus dem Angebot genommen werden. Bereits für 2016 ist gemäss der als �Frequenzbele-
gung 2020� beigelegten Liste in der Planung der TLI konkret vorgesehen, nurmehr acht 
analoge TV-Programme zu verbreiten. TLI plane, die frei gewordenen Ressourcen einer-
seits für eine Erweiterung des TV-Angebots mit weiteren HD-Sendern zu nutzen, plane die 
Einführung von UHD9 und werde ihr Internet-Angebot ausbauen. 

 

B.4 Internet-Angebote auf dem Endkundenmarkt und HFC-Bit-Stream als Vorleistung 

HOI bietet aktuell als maximale Bandbreite im Downlink unter dem Produktnamen �CATV 
MAX� 50 Mbit/s im Downlink an. Höhere Bandbreiten kann HOI aktuell im CATV-Bereich 
nicht anbieten; dies wäre unter Einsatz von Euro-DOCSIS 3.0 nur möglich, wenn mehr als 
ein Kanal zur Verfügung steht und diese Kanäle gebündelt werden.  

TLI bietet aktuell als maximale Bandbreite im Downlink im Kombinationsprodukt beste-
hend aus Internet, Telefonie und Fernsehen unter dem Produktnamen �surf-call-tv L� 
100 Mbit/s im Downlink an. Das Anbieten von höheren Bandbreiten sei geplant; für das 
Jahr 2016 möchte die TLI 200 Mbit/s im Downlink anbieten. 

Darüber hinaus plant die TLI ein Bitstream-Vorleistungsangebot für das HFC-Netz zur Ver-
fügung zu stellen, worüber sie im Rahmen einer Informationsveranstaltung am 13. Okto-
ber 2015 die in Liechtenstein tätigen Diensteanbieter informierte. Geplant ist ein Layer 3 
Produkt auf dem HFC Netz. Auch wenn in weiterer Zukunft noch höhere Bandbreiten an-
geboten werden können, sieht das Angebot derzeit Bandbreiten von bis zu 200 Mbit/s im 
Downstream und 10 Mbit/s im Upstream vor. Es ist geplant, dass der kommerzielle Be-
trieb ab Februar 2016 startet. 

 

B.5 Nachfrage der HOI nach weiteren Kanälen 

Am 31. März 2014 und 30. September 2014 hat HOI die Nutzung weiterer Kanäle bei den 
LKW nachgefragt. Diese beiden Ersuchen wurden von den LKW unter Verweis auf die Voll-
belegung abgelehnt. Bereits in den Jahren 2011, 2013 und 2014 haben noch andere Diens-
teerbringer Anfragen für die Nutzung von HF Kanälen an die LKW gerichtet, die mit der 
gleichen Argumentation abgelehnt wurden. Von allen Nachfragern hat sich lediglich HOI 
an die Regulierungsbehörde gewandt. 

                                                      

9 UHD steht für ultra high definition und bedeutet eine noch höhere Bildauflösung als HD (high definition); 4K bzw. 8K Pixel. 
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B.6 Netzbaustrategie für Liechtenstein � hybride Netznutzung 

Die Regierung hat am 6. Mai 2014 eine revidierte Eignerstrategie für die LKW erlassen. In 
dieser heisst es unter Punkt 4.1.1.2 zum Thema Kommunikationsnetze: 

�Die LKW stellen den liechtensteinischen Betreibern eine bedarfsgerechte Netzinfrastruktur 
nach Massgabe von Art. 5 des Kommunikationsgesetzes zu attraktiven Konditionen zur 
Verfügung. In regulierten Bereichen unterliegen die Netzinfrastrukturangebote der Sonder-
regulierung, die sich am europäischen Benchmark orientieren. Ein bedarfsgerechter und 
kostenbewusster Ausbau der vorhandenen Netze (CuDa, Koax und LWL) unter Berücksich-
tigung der Anforderungen aller Diensteerbringer und unter optimaler Nutzung der beste-
henden Infrastruktur wird angestrebt. Die LKW stimmen die Ausbaupläne mindestens halb-
jährlich in einem Planungsgremium ab, in welchem die effektiven Bezüger von Netzinfra-
strukturressourcen vertreten sind. Diese Besprechungen werden protokolliert und den rele-
vanten Netzinfrastrukturbezügern sowie dem zuständigen Ministerium zur Verfügung ge-
stellt.  

Sämtliche Endkundenkontakte erfolgen über die Diensteerbringer (international, national, 
lokal). Die Angebote der LKW richtet sich alleinig an Anbieter der elektronischen Kommuni-
kation gemäss Melderegister plus gemeindeüberschreitende Grundversorgungserbringer in 
Liechtenstein für ihren Eigenbedarf (z.B. LGV, WLU, WLO, AZW).� 

Auf Basis dieser Eignerstrategie hat die LKW eine Netzausbaustrategie für Liechtenstein 
entwickelt, die im Endausbau die flächendeckende Verfügbarkeit von FTTB10 vorsieht. Da-
für werden in den nächsten drei Jahren sämtliche Anschlusszentralen (sog. Point of 
Presence POP) auf Glasfasertechnologie umgebaut und auch die entsprechenden Stamm-
kabel für den FTTB-Ausbau gebaut.  

Der vollständige FTTB-Ausbau bis in die Wohnquartiere wird in zwei Phasen erfolgen: In 
Phase 1, die sich von 2015 bis 2022 erstreckt, wird der FTTB in dicht besiedelten Gebieten 
ausgebaut und Gebäude mit mehr als vier Nutzungseinheiten an das FTTB-Netz ange-
schlossen. Parallel dazu wird die Leistungsfähigkeit des Koax-Netzes erweitert und das 
bestehende Spektrum Problem im Kupfernetz behoben.  

In der Phase 2 ab 2022 bis zum Jahre 2032 soll neben dem flächendeckenden Ausbau von 
dicht besiedelten Gebieten auch der Ausbau von anderen Gebäuden, die grundsätzlich 
noch nicht ausgebaut werden würden, da sie die festgelegten Kriterien nicht erfüllen, un-
ter Anwendung einer Anschlusskostenbeteiligung der Eigentümer erfolgen und diese an 
das FTTB-Netz angeschlossen werden. 

Als Bedarfserwartung hinsichtlich der benötigten Bandbreiten sind die LKW von einer 
Bandbreite von 100 Mbit/s im Download und von 40 Mbit/s im Upload ausgegangen. 

                                                      

10 FTTB steht für Fiber to the Building � Verlegen von Glasfaserleitungen von der Anschlusszentrale bis in das Gebäude, z.B. in den Keller 
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Bis zum Abschluss des FTTB-Flächenumbaus sollen die anderen, schon bestehenden Kup-
fernetze (CUDA und Koax) durch die beschriebenen Massnahmen aufgewertet werden 
und zwischenzeitlich die Kundenbedürfnisse möglichst umfassend befriedigen. Diese Ver-
besserungsmassnahmen in bestehende Netze und deren Verwendung wird als Hybridnetz-
Strategie bezeichnet. 

 

C. Beweiswürdigung 

Die Feststellungen gründen einerseits auf den von den Parteien eingebrachten Stellung-
nahmen, denen unbedenkliche Urkunden beigeschlossen waren, und andererseits auf den 
bilateralen Gesprächen, die das AK mit den LKW, der TLI und der HOI geführt hat. Darüber 
hinaus hat das AK den Konsolidierungsvertrag aus dem Jahr 2006, die Regelung zum Open 
Access Betrieb aus dem Jahr 2009 und das angekündigte Bitstream-Angebot der TLI be-
rücksichtigt. 

Die marktbeherrschende Stellung der LKW i.S.d. Art. 31 Abs. 1 VKND wurde für den Zu-
gangsmarkt M4 durch die Verfügung vom 16. Dezember 2009 und für den Kernnetz-Markt 
durch die Verfügung vom 22. Mai 2014 rechtskräftig festgestellt und besteht in beiden 
Märkten nach wie vor unverändert fort. Die grundsätzliche Verpflichtung zur Gewährung 
von Zugang wurde von den LKW nicht bestritten. 

Der Entwurf der gegenständlichen Verfügung wurde im Zeitraum vom 12. November 2015 
bis 30. November 2015 national konsultiert. Die Stellungnahmen, die im Rahmen des nati-
onalen Konsultationsverfahrens eingebracht wurden, wurden ausgewertet, und soweit sie 
für die gegenständliche Verfügung relevant waren berücksichtigt und der gegenständli-
chen Entscheidung zugrunde gelegt. 

 

D. Entscheidungsgründe 

D.1 Rechtliche Grundlagen 

Für die gegenständliche Entscheidung sind unter anderem folgende gesetzliche Grundla-
gen massgeblich, wobei das AK insbesondere die fett markierten Bestimmungen berück-
sichtigt hat. 

 

Art. 5 KomG � Regulierung 

1) Die Bereitstellung von elektronischen Kommunikationsnetzen sowie das 
Anbieten von elektronischen Kommunikationsdiensten unterliegen der Regu-
lierung nach Massgabe dieses Gesetzes und der dazu erlassenen Verordnun-
gen. 
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2) Bei der Regulierung sind die nachstehenden Grundsätze zu beachten: 

a) Schaffung günstiger Wettbewerbsbedingungen; 

b) Transparenz, Objektivität, Nichtdiskriminierung und Verhältnismäs-
sigkeit; 

c) weitestgehende Technologieneutralität; 

d) Förderung der Interoperabilität von elektronischen Kommunikations-
diensten; 

e) Wahrung der öffentlichen Gesundheit und des Umweltschutzes; 

f) Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit, Ordnung und Sittlich-
keit; 

g) Wahrung des Datenschutzes; 

h) Berücksichtigung der Vorteile der Selbstregulierung. 

i) Aufrechterhaltung der internationalen Erreichbarkeit Liechtensteins. 

3) Die Regulierung kann nach Möglichkeit auf den freien Informationsfluss, die 
Medienpluralität, die kulturelle Vielfalt und den Schutz von Verbrauchern und 
Minderjährigen Bedacht nehmen. 

 

Art. 20 KomG � Grundsatz 

1) Sofern und solange kein wirksamer Wettbewerb herrscht, trifft die Regu-
lierungsbehörde in Übereinstimmung mit Art. 7, 8 und 14 bis 16 der Rahmen-
richtlinie Massnahmen, um die negativen Folgen des Wettbewerbsmangels 
für Anbieter und Nutzer in den Märkten der öffentlichen Kommunikations-
netze und öffentlich zugänglichen elektronischen Kommunikationsdienste zu 
beseitigen oder zu vermindern (Sonderregulierung). 

Hierbei beachtet die Regulierungsbehörde die Beschlüsse der EFTA-
Überwachungsbehörde nach Art. 7 Abs. 4 der Rahmenrichtlinie und berück-
sichtigt deren einschlägigen Empfehlungen und Leitlinien weitestgehend. 

2) Die Sonderregulierung erfolgt nach Massgabe dieses Abschnitts, indem Un-
ternehmen, die aufgrund einer Marktanalyse als Unternehmen mit beträchtli-
cher Marktmacht ermittelt wurden, Pflichten nach Art. 23 auferlegt werden 
können. Massnahmen der Sonderregulierung haben sich in jedem Fall auf die 
Sachverhalte zu beschränken, die in den Art. 6 und 8 bis 13 der Zugangsrichtli-
nie oder Art. 17 bis 19 der Universaldienstrichtlinie umschrieben sind und zu 
einem Wettbewerbsmangel führen.  

3) Das Nähere hinsichtlich der Sonderregulierung, insbesondere über den 
Schutz der damit verbundenen Rechte der Anbieter bzw. Nutzer gegenüber ei-



 16/30 

nem Unternehmen, dem Pflichten nach Art. 23 auferlegt wurden, regelt die 
Regierung mit Verordnung. 

 

Art. 23 KomG � Massnahmen 

1) Die Sonderregulierung erfolgt durch Auferlegung von Pflichten mit Verfü-
gung (Massnahmen der Sonderregulierung). Die Regulierungsbehörde kann 
ein der Sonderregulierung unterworfenes Unternehmen insbesondere ver-
pflichten: 

a) faire, zumutbare und transparente Geschäftsbedingungen in Überein-
stimmung mit Art. 17 der Universaldienstrichtlinie hinsichtlich des betref-
fenden elektronischen Kommunikationsdienstes anzuwenden. Dem be-
treffenden Unternehmen kann ausserdem insbesondere die Pflicht aufer-
legt werden: 

1. objektiv nachprüfbar kostenorientierte Preise auf der Grundlage 
einer getrennten Buchführung und Kostenrechnung festzulegen; 

2. Tarife und Preise zu begrenzen; 

3. Tarife zu entbündeln; 

b) zur teilweisen oder gänzlichen Bereitstellung des Mindestangebotes 
an Mietleitungen in Übereinstimmung mit Art. 18 der Universaldien-
strichtlinie, sofern das Unternehmen bereits einen Teil des Mindestange-
botes an Mietleitungen bereitstellt; 

c) die Betreibervorwahl und -auswahl unter kostenorientierten Preisbe-
dingungen in Übereinstimmung mit Art. 19 der Universaldienstrichtlinie 
zu gewährleisten, sofern das Unternehmen den Anschluss an das öffent-
liche Telefonnetz und dessen Nutzung an festen Standorten bereitstellt; 

d) anderen Betreibern öffentlicher Kommunikationsnetze im erforderli-
chen Umfang Zusammenschaltung und Zugang in Übereinstimmung mit 
Art. 8 bis 13 der Zugangsrichtlinie zu gewähren, sofern das Unterneh-
men ein öffentliches Kommunikationsnetz betreibt. Hierdurch erhaltene 
Informationen von oder über andere Unternehmen unterstehen der Ge-
heimhaltungspflicht nach Art. 18 Abs. 2.1  

2) Vor einer allfälligen Auferlegung von Pflichten nach Abs. 1 Bst. a prüft die 
Regulierungsbehörde, ob die Ziele der Sonderregulierung nicht auch durch 
Massnahmen nach Abs. 1 Bst. c oder d erreicht werden können. 

3) Stellt die Regulierungsbehörde aufgrund einer neuerlichen Marktanalyse 
fest, dass in einem oder mehreren der abgegrenzten Märkte (Art. 21) die Vo-
raussetzungen nach Art. 22 Abs. 1 nicht mehr vorliegen, so hebt sie die betref-
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fende Verfügung im entsprechenden Umfang auf und räumt eine angemesse-
ne Übergangsfrist ein. 

4) Die Regulierungsbehörde veröffentlicht Verfügungen nach Abs. 1 und 3 in 
geeigneter Weise. 

 

Art. 24 KomG Konsultation 

1) Beabsichtigt die Regulierungsbehörde, Massnahmen der Sonderregulierung 
zu treffen, die voraussichtlich beträchtliche Auswirkungen auf den betreffen-
den Markt haben werden, so hat sie dies interessierten Parteien anzukündigen 
und ihnen Gelegenheit zur Stellungnahme innert einer angemessenen Frist zu 
gewähren. Zu diesem Zweck kann eine öffentliche Konsultation (Art. 46 f.) 
durchgeführt werden. 

 

Art. 33 VKND � Grundsatz 

Massnahmen der Sonderregulierung müssen der Art des aufgetretenen Prob-
lems entsprechen und unter Berücksichtigung der Grundsätze nach Art. 5 Abs. 
2 des Gesetzes angemessen und gerechtfertigt sein. 

 

Art. 37 VKND � Zugang zu Netzeinrichtungen und Netzfunktionen 

1) Die Regulierungsbehörde kann nach Art. 23 Abs. 1 Bst. d des Gesetzes ins-
besondere folgende Verpflichtungen in Bezug auf den Zugang zu Netzeinrich-
tungen und Netzfunktionen auferlegen: 

a) Gewährung des Zugangs zum Netz und zu entbündelten Teilen des-
selben; 

b) Angebot bestimmter Dienste zu Grosshandelsbedingungen zum Zweck 
des Vertriebs durch Dritte; 

c) bereits gewährten Zugang zu Einrichtungen nicht nachträglich zu ver-
weigern; 

d) Gewährung von offenem Zugang zu technischen Schnittstellen, Proto-
kollen oder anderen Schlüsseltechnologien, die für die Interoperabilität 
von Diensten oder Diensten für virtuelle Netze erforderlich sind; 

e) Ermöglichung von Kollokation oder anderen Formen der gemeinsa-
men Nutzung von Einrichtungen wie Gebäuden, Kabeltrassen und 
Schächten; 

f) Schaffung der Voraussetzungen, die für die Interoperabilität von End-
zu-End-Diensten notwendig sind, einschliesslich der Bereitstellung von 



 18/30 

Einrichtungen für intelligente Netzdienste oder Roaming in Mobilfunk-
netzen; 

g) Gewährleistung des Zugangs zu Systemen für die Betriebsunterstüt-
zung oder ähnlichen Softwaresystemen, die zur Gewährleistung eines 
fairen Wettbewerbs bei der Bereitstellung von Diensten notwendig sind; 
sowie 

h) Zusammenschaltung von Netzen oder Netzeinrichtungen. 

2) Bei Auferlegung der Verpflichtungen nach Abs. 1 hat die Regulierungsbe-
hörde insbesondere zu berücksichtigen: 

a) technische und wirtschaftliche Tragfähigkeit der Nutzung oder In-
stallation konkurrierender Einrichtungen im Hinblick auf die Geschwin-
digkeit der Marktentwicklung, wobei die Art und der Typ der Zusam-
menschaltung und des Zugangs berücksichtigt werden; 

b) Möglichkeit der Gewährung des Zugangs im Hinblick auf die verfüg-
bare Kapazität; 

c) Anfangsinvestition des Eigentümers der Einrichtung unter Berücksich-
tigung der Investitionsrisiken; 

d) Notwendigkeit zur langfristigen Sicherung des Wettbewerbs; 

e) gewerbliche Schutzrechte oder Rechte an geistigem Eigentum; 

f) Bereitstellung europaweiter Dienste. 

 

Art. 69 VKND � Zuständigkeit 

1) Der Vollzug dieser Verordnung obliegt vorbehaltlich Abs. 3 dem Amt für 
Kommunikation als Regulierungsbehörde. 

2) Der Regulierungsbehörde obliegt insbesondere: 

a) die Ausstellung von Meldebestätigungen (Art. 5); 

b) die Auferlegung von Sicherheitsleistungen (Art. 6); 

c) die Beanstandung von Allgemeinen Geschäftsbedingungen und Ent-
geltbestimmungen (Art. 7); 

d) die Anordnung der getrennten Rechnungslegung (Art. 10); 

e) die Befreiung von der Verpflichtung der Nummernportierung (Art. 12); 

f) die Veröffentlichung von Richtlinien und die Auferlegung von Mass-
nahmen betreffend die Sicherheit des Netzbetriebes, die Aufrechterhal-
tung der Netzintegrität und die Interoperabilität von Diensten (Art. 13); 
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g) Aufgehoben 

h) die Festlegung und Prüfung der Dienstequalität (Art. 16); 

i) die Aufsicht über die Erbringung des Universaldienstes (Art. 20 ff.); 

k) die Sonderregulierung nach Kapitel V; 

l) die Aufsicht über Zugang und Zusammenschaltung nach Kapitel VI; 

m) die Vollziehung der Roamingverordnung (Art. 15a).2 

3) Der Regierung obliegt: 

a) die Erteilung von Anordnungen in Katastrophenfällen (Art. 9); 

b) die Festlegung des Konzepts des Universaldienstes sowie die Bezeich-
nung der Universaldienstanbieter (Art. 23 f.). 

 

Art. 24 RKV � Öffentliche Konsultation 

1) Eine öffentliche Konsultation ist jedenfalls durchzuführen vor: 

a) der Auferlegung von bestimmten Massnahmen der Sonderregulie-
rung; 

b) der amtswegigen Anordnung der Zugangsgewährung; 

c) der Zuteilung von knappen Ressourcen im Wege eines Vergabeverfah-
rens; 

d) der Festlegung des Konzepts des Universaldienstes. 

e) Aufgehoben 

2) Zur Abgabe einer Stellungnahme im Rahmen einer öffentlichen Konsultation 
ist eine Frist von mindestens 14 Tagen einzuräumen. 

3) Die Regulierungsbehörde veröffentlicht die für die Teilnahme an einer öf-
fentlichen Konsultation notwendigen Angaben sowie die wesentlichen Ergeb-
nisse in elektronischer Form. 

 

D.2 Zur Zuständigkeit des Amtes für Kommunikation 

Gemäss Art. 55 KomG i.V.m. Art. 3 der Verordnung vom 3. April 2007 über die Aufgaben 
und Befugnisse der Regulierungsbehörde im Bereich der elektronischen Kommunikation 
(RKV), LGBl. 2007 Nr. 68, obliegt dem AK als zuständiger Regulierungsbehörde die Erfül-
lung aller regulatorischen Aufgaben im Bereich der elektronischen Kommunikation gemäss 
Art. 56 KomG. Zu diesen Aufgaben gehören namentlich die Förderung und Überwachung 
des wirksamen Wettbewerbs gemäss Art. 56 Abs. 1 Bst. a KomG, das Anordnen von Mass-
nahmen der Sonderregulierung gemäss Art. 56 Abs. 1 Bst. h KomG sowie Art. 33 ff der 



 20/30 

Verordnung vom 3. April 2007 über elektronische Kommunikationsnetze und -dienste 
(VKND) und die Anordnung der Zugangsgewährung nach Kapitel V. gemäss Art. 56 Abs. 1 
Bst. i KomG. 

 

D.3 Zur Zulässigkeit und Angemessenheit der angeordneten Massnahme 

Art. 33 VKND, der Art. 8 Abs. 4 der Rahmen-Richtlinie umsetzt, bestimmt in expliziter Aus-
gestaltung des allgemeinen verwaltungsrechtlichen Verhältnismässigkeitsprinzips, dass 
Massnahmen der Sonderregulierung der Art des auftretenden Problems entsprechen und 
unter Berücksichtigung der Regulierungsgrundsätze nach Art. 5 Abs. 2 KomG angemessen 
und gerechtfertigt sein müssen. 

Im Rahmen der angeordneten Massnahme berücksichtigt das AK insbesondere das Regu-
lierungsziel der Schaffung günstiger Wettbewerbsbedingungen und trägt bei seiner Ent-
scheidung den Grundsätzen der Transparenz, Objektivität, Nichtdiskriminierung und Ver-
hältnismässigkeit Rechnung.  

Hinsichtlich der vertraglichen Rahmenbedingungen, auf Basis derer der Zugang zum HFC 
Netz der LKW erfolgt, wurde auf die Vorteile der Selbstregulierung Bedacht genommen. 
Sowohl der Konsolidierungsvertrag wie auch die Regelungen für einen Open Access Be-
trieb auf dem HFC Netz sind ausschliesslich zivilrechtlich � also ohne regulatorische 
Zwangsmassnahmen durch die Regulierungsbehörde � zustande gekommen. Auch durch 
den Versuch, die gegenständliche Erweiterung des Netzzugangs zugunsten der HOI im 
Rahmen einer Schlichtung nach dem KomG, stellte den � letztlich nicht erfolgreichen � 
Versuch dar, die betroffenen Parteien zu einer Selbstregulierung zu bewegen. Da dieser 
Versuch scheiterte, leitete das AK amtswegig ein Verfahren auf Zugang ein und erlässt die 
gegenständliche Verfügung. 

Gegenstand dieser Verfügung � die eine Massnahme der Sonderregulierung nach Art. 23 
Abs. 1 lit d KomG darstellt � ist die Verpflichtung der LKW, jedem anderen Betreiber auf 
zumutbare Nachfrage diskriminierungsfrei physischen Zugang zu ihrem CATV-Netz sowie 
zu dafür notwendigen Annex-Leistungen zu gewähren. 

Die entsprechenden Voraussetzungen liegen vor. Die HOI hat ein begründetes Ersuchen 
auf Zugang bzw. auf Erweiterung des bereits gewährten Zugangs an die LKW gestellt. Die 
LKW konnten diesem Ersuchen aufgrund der Weigerung der TLI, auch nur die Nutzung 
eines Kanals zugunsten der HOI einzustellen, nicht Folge leisten. 

Die LKW haben den Zugang bzw. die Erweiterung des Zugangs nicht grundsätzlich abge-
lehnt, sondern ausschliesslich deshalb, weil alle verfügbaren Kanäle bereits belegt waren. 
Die Zugangsverpflichtung nach der Verfügung zum Markt 4 auf Grundlage von Art. 23 
KomG wird von den LKW nicht bestritten.  

Wenn die TLI in ihrer Konsultationsstellungnahme ausführt, dass �die Notwendigkeit für 
die Auferlegung einer Zugangsverpflichtung nicht gegeben� sei, so verkennt sie, dass die 
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Verpflichtung zur Zugangsgewährung bereits mit der Verfügung vom 16. Dezember 2009 
aufgrund der durchgeführten Marktanalysen der Vorleistungsmärkte für den physischen 
Zugang zu Netzinfrastrukturen an festen Standorten (M4) rechtskräftig festgelegt wurde. 
Verfügungsadressat dieser Verfügung ist � genauso wie in der vorliegenden Verfügung � 
die LKW. 

Die Verfügung vom 16. Dezember 2009 bildet somit die regulatorische Grundlage für die 
(faktisch von den LKW eingehaltene) Zugangsverpflichtung, während die oben angeführ-
ten Verträge im Gegensatz dazu die privatrechtliche Grundlage schaffen. Wie sich im 
Rahmen des gegenständlichen Verfahrens gezeigt hat, ist der privatrechtliche Rahmen 
ungenügend, um den tatsächlichen Bedarf an Zugang für die HOI zu gewährleisten. 

Es war somit vom AK zu prüfen, ob es zumutbar ist, dass die LKW den Zugang zu weiteren 
drei Kanäle zugunsten der HOI gewährt, auch wenn dies bedeutet, dass die TLI die Nut-
zung von drei Kanälen einzustellen hat. Diese Interessensabwägung, die Ausfluss aus dem 
diskriminierungsfreien Zugang ist, geht zugunsten der HOI aus. 

Nach Beurteilung des AK stellt die Einstellung der Nutzung von drei Kanälen für die TLI 
keine wesentliche Beeinträchtigung dar bzw. besteht für die HOI keine gleichwertige Al-
ternative. 

Das von der TLI vorgestellte Bitstream-Vorleistungsprodukt für das HFC-Netz, das im ers-
ten Quartal 2016 eingeführt werden soll, ist � obwohl es attraktive Vorleistungspreise und 
Qualitätsparameter vorsieht � keine Alternative für HOI, da sich für einen bereits auf dem 
Markt mittels Kanalentbündelung etablierten Betreiber signifikante Nachteile gegenüber 
der eigenen Erbringung der Dienste ergeben: so ist der Bezieher des Bitstream-
Vorleistungsprodukt für die Diensteerbringung generell vom Vorleistungsanbieter abhän-
gig, weniger flexibel hinsichtlich der auf dem Endkundenmarkt anzubietenden Bandbrei-
ten und auch die Kostensituation ist für einen Betreiber, der bereits eine kritische Menge 
von Kunden durch Kanalentbündelung mit Produkten bedient, nachteilig. Unter Betrach-
tung der �ladder of investment� wäre es als �Rückschritt� zu werten, wenn ein Betreiber 
gezwungen wäre, von der Entbündelung auf ein Bitstream-Produkt zu wechseln. Die Ka-
nalentbündelung schafft weitaus günstigere Wettbewerbsbedingungen als ein blosses 
Bitstream-Angebot, da die Entwicklung von Endkunden-Produkten parallel und im Wett-
bewerb erfolgt. Deshalb ist der Kanalzugang mehrerer Diensteerbringer gegenüber dem 
blossen Wiederverkauf von Leistungen der Vorzug einzuräumen. Dies entspricht auch den 
Grundsätzen der Regulierung wie sie in Art. 5 KomG festgeschrieben sind.  

Die Abgabe von drei Kanälen stellt hingegen für die TLI keine wesentliche Beeinträchti-
gung dar. Einerseits ist schon prima facie eine Bevorzugung der TLI darin zu sehen, dass sie 
heute 98.5% des verfügbaren Frequenzspektrums nutzt (64 von 65 Kanälen), während HOI 
derzeit lediglich einen Kanal nutzen kann. Im Lichte dessen erscheinen auch die Ausfüh-
rungen der TLI in der Konsultationsstellungnahme, wo sie festhält, dass die gegenständli-
che Verfügung eine �Bevorzugung eines einzelnen Anbieters (der HOI) auf der Ebene der 
Layer 1 darstellen� würde, nicht nachvollziehbar.  
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Von diesen 64 Kanälen nutzt die TLI 14 Kanäle für die Realisierung von 12 Downstream-
Kanälen. Die restlichen 50 Kanäle werden für die Verbreitung von TV-Programmen ver-
wendet, wobei insgesamt festzuhalten ist, dass viele TV-Programme auf drei verschiedene 
technische Arten parallel dem Nutzer zur Verfügung gestellt werden: analog, digital mit-
tels DVB-C und via IP. Die TLI hat hier grosses Potential, die Signalverbreitung effizienter zu 
gestalten. So hat sie bereits angekündigt, dass das bestehende Frequenzspektrum in Zu-
kunft technisch optimal genutzt und umgestellt werden soll. Im Zuge dieser Umstellung 
werden die 18 Kanäle zur Verbreitung von analogem TV sowie einige DVB-C Kanäle zu-
künftig anders genutzt werden. Im Lichte dieser Ankündigungen und der bereits in der 
Vergangenheit erfolgten Umstellung auf die (mehrheitlich) digitale Verbreitung ihres TV-
Angebots sind die Ausführungen der TLI in der Konsultationsstellungnahme, wonach �[e]in 
solcher Umstieg den Endkunden nicht zuzumuten [ist]; sodass wir [die TLI] vor der Not-
wendigkeit stehen, TV-Programme auch in Zukunft auf einer anderen als der IP-
Technologie zu verbreiten� nicht nachvollziehbar. Auch ein Blick ins benachbarte Ausland 
zeigt, dass Kabelnetzbetreiber die Abschaltung der analogen TV-Programme tatsächlich 
immer mehr forcieren. So hat UPC in der Schweiz die analoge Verbreitung bereits kom-
plett eingestellt und in Österreich für das Frühjahr 2016 angekündigt. Auch die Interessen-
gemeinschaft der regionalen Kabelnetzunternehmen im Rheintal �Rii-Seez-Net� hat per 
20. Oktober 2015 komplett auf Digital TV umgestellt. 

Auf Seite 21 ihrer Konsultationsstellungnahme behauptet die TLI: �Eine Übertragung von 
drei Kanälen im HFC-Netz der LKW auf die Hol könnte nur mit einer Reduktion des beste-
henden Endkundenangebots in DVB-C-Bereich erreicht werden; wobei wir auch an dieser 
Stelle nochmals darauf hinweisen, dass das liechtensteinische Radio und vor allem TV-
Angebot jetzt schon bedeutend weniger Sender beinhaltet als z.B. in der Schweiz. Eine Ein-
schränkung unserer Nutzungsmöglichkeiten auf dem HFC-Netz der LKW um drei Kanäle 
würde dieses Angebot um weitere 12 bis 15 TV-Programme reduzieren.� Diese Ausführun-
gen übersehen, dass die TLI nach wie vor 18 Analog-TV-Programme verbreitet, deren Ab-
schaltung sie zwar �bis 2016� angekündigt, aber bis dato noch nicht durchgeführt hat. Sie 
sind also unzutreffend, da die Rückgabe von drei Kanälen durch Abschaltung von drei ana-
logen TV Kanälen leicht bewerkstelligt werden kann. Dies vor allem deshalb, da alle Ana-
logkanäle auch digital und via IP übertragen werden und somit im aktuellen Angebot der 
TLI mehrfach zur Verfügung stehen. 

Auf Seite 12 ihrer Konsultationsstellungnahme führt die TLI aus, dass �eine Zugangsge-
währung � ganz gleich, ob auf dem Weg der Sonder- oder der Zugangsregulierung � keinen 
Selbstzweck konstituiert. Eine Zugangsgewährung muss immer auch die Grundsätze von 
Art. 5 Abs. 2 KomG im Auge haben; im vorliegenden Fall das Erfordernis, günstige Wettbe-
werbsbedingungen zu schaffen. Zum Anderen ist an Art. 5 Abs. 1 der Zugangsrichtlinie zu 
erinnern, wonach durch Massnahmen der Zugangsregulierung die Effizienz gefördert, der 
Wettbewerb stimuliert und den Endnutzern grösstmöglicher Nutzen verschafft werden 
muss. Eine Zugangsgewährung ist auch im vorliegenden Fall an diesen Kriterien zu mes-
sen.�. Dazu ist festzuhalten, dass durch die gegenständlich verfügte Massnahme all diese 
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Kriterien erfüllt sind. Weitere Erhebungen und Feststellungen wie sie die TLI fordert, sind 
dazu nicht notwendig. 

Hinsichtlich der auf dem Endkundenmarkt verfügbaren Bandbreiten ist festzuhalten, dass 
durch die derzeit bestehenden ungleichen Nutzungsmöglichkeiten der Kanäle auf dem 
HFC-Netz der HOI die Möglichkeit genommen wird, die gleichen Bandbreiten wie die TLI 
anzubieten. Mit den bestehenden Zugangsmöglichkeiten ist es der HOI nicht möglich, das 
Angebot der TLI zu replizieren. Dieser Wettbewerbsmangel wird durch die gegenständli-
che Verfügung zumindest gemildert. Wenn die TLI in ihrer Konsultationsstellungnahme 
ausführt, dass der HOI die Replizierung ihres Endkunden-Angebots in Zukunft �durch den 
Wiederverkauf ihres Vorleistungsprodukts möglich sein wird�, bestätigt sie, dass dies bis 
dato nicht der Fall war. Insofern wäre gegebenenfalls auch zu prüfen, ob die TLI durch das 
Anbieten von Bandbreiten, die sonst kein Wettbewerber anbieten kann, gegen andere 
regulatorische Verpflichtungen � allen voran gegen die Verpflichtungen der Verfügung 
vom 16. Dezember 2009 betreffend Massnahmen der Sonderregulierung auf dem Markt 
für Breitbandzugang für Grosskunden � verstossen hat. 

Gleichzeitig ist für die Auswirkungen auf den Wettbewerb auf dem Endkundenmarkt fest-
zuhalten, dass die TLI bei ihren Internet-Zugangsprodukten auf dem Endkundenmarkt bei 
weitem nicht die Maximal-Bandbreiten anbietet, die aufgrund der zur Verfügung stehen-
den Technologie (Euro-DOCSIS) und der Anzahl an nutzbaren Kanälen technisch möglich 
wären. Selbst die derzeit lediglich im teuersten Produktbündel angebotene Maximal-
Bandbreite von 100 Mbit/s ist erst seit relativ kurzer Zeit verfügbar. In der Vergangenheit 
war vielmehr zu beobachten, dass die TLI bei den auf dem Endkundenmarkt angebotenen 
Maximal-Bandbreiten die Möglichkeiten des HFC Netzes zugunsten ihrer Produkte, die 
über die weniger leistungsfähigen Kupfer-Doppeladern realisiert werden, nicht voll ausge-
schöpft hat.  

Das AK berücksichtigt in diesem Zusammenhang sowohl die Erweiterung der Euro-DOCSIS 
Kanäle wie auch die angekündigte Einführung eines Bitstream-Angebots als positiven 
Schritt zur effizienten Nutzung der nutzbaren Bandbreite. 

Gleichzeitig sind bei einem Bitstream-Angebot immer die Limitierungen zu beachten, die 
der Anbieter des Angebots � in diesem Fall die TLI � vorsehen kann: so ist davon auszuge-
hen, dass die TLI im Rahmen des Vorleistungsangebots nur solche Bandbreiten anbietet, 
die sie auch selbst auf dem Endkundenmarkt anbietet. Innovation und Wettbewerbsim-
pulse im Sinne von verschieden hohen und insbesondere höheren Bandbreiten durch die 
Konkurrenz, sind daher durch das Bitstream-Angebot nicht zu erwarten. Dies ist im Zu-
sammenhang mit Kanalentbündelung, wo der Entbündelungspartner unabhängig von ei-
nem Wholesale-Anbieter höhere Bandbreiten anbieten kann, anders. So hat auch die Ver-
gangenheit gezeigt, dass die von HOI auf dem Kabelnetz angebotenen Bandbreiten nach-
haltige Wettbewerbsimpulse gesetzt haben. Diese zugunsten der Nutzer positive Entwick-
lung ist weiterhin zu ermöglichen und wird durch die gegenständliche Massnahme vorge-
sehen.  
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Schliesslich ist im gegebenen Zusammenhang auch die Netzbaustrategie der LKW zu be-
achten, die den kontinuierlichen Ausbau von Gebieten mit FTTB-Zugängen vorsieht. Das 
AK sieht dadurch die Möglichkeit gegeben, dass höhere Bandbreiten (z.B. >200 Mbit/s) in 
Zukunft flächendeckend über die neu zu errichtende Glasfasertechnologie realisiert und 
angeboten werden. Dies beantwortet auch die Frage der TLI, ob sie der HOI eines Tages � 
nämlich dann wenn sie ein Vorleistungsangebot mit einer Bandbreite von 1 Gbit/s anbie-
tet � 24 Kanäle abtreten müsse: die Realisierung dieser Bandbreiten soll mittels Glasfaser 
erfolgen.  

Zusammengefasst kommt das AK aufgrund der vorgenommenen Abwägung der Vor- und 
Nachteile zum Ergebnis, dass dem Wettbewerb durch die Zurverfügungstellung von weite-
ren drei Kanälen zugunsten der HOI am meisten gedient ist. Gleichzeitig ist die TLI durch 
die Rückgabe von Kanälen nicht wesentlich beeinträchtigt. Dies wird durch die faktische 
Nutzung von Kanälen, die ausserhalb des grundsätzlichen nutzbaren Spektrums liegen, 
noch weiter abgefedert. Schliesslich kann festgehalten werden, dass die TLI durch die 
Rückgabe von drei Kanälen Kosteneinsparungen von insgesamt jährlich CHF 71�880.00 
ohne Verlust oder Einschränkung des aktuellen Programmangebotes realisieren kann. 

 

D.4 Zu den Details der Umsetzung 

In den Spruchpunkten 1. und 2. wird vorgesehen, dass die Aufforderung zur Räumung von 
drei Kanälen sowie die Festlegung jener zusammenhängenden vier Kanäle, die die HOI 
zukünftig nutzen soll, durch die LKW erfolgt. Dieses Vorgehen ist dem Umstand geschul-
det, dass die Verantwortung für die Kanalverwaltung des HFC-Netzes bei den LKW liegt. 
Gleichzeitig überlässt es das AK der unternehmerischen Entscheidung der TLI, welche drei 
Kanäle sie an die LKW zurückgibt. 

Wenn die TLI in ihrer Konsultationsstellungnahme zu Spruchpunkt 2. ausführt, dass die 
EU/EWR-Regulierung nicht vorsehe, dass ein Dienstanbieter eine Ressource einem ande-
ren Diensteanbieter übertragen müsste und festhält, dass Zugangspflichten immer nur 
gegen einen Netzbetreiber vorgesehen werden können, so ist ihr entgegen zu halten, dass 
eindeutiger Adressat der gegenständlichen Verfügung die LKW sind. Die Ausgestaltung 
von Spruchpunkt 2 ist den Umständen geschuldet, die der Konsolidierungsvertrag festlegt: 
Die Kanalverwaltung und die Pflicht, diskriminierungsfreien Zugang zum Netz für Dritte zu 
gewährleisten, fällt in die ausschliessliche Zuständigkeit der LKW. Insofern hat die LKW 
dafür einzustehen, dass die Nutzung von drei weiteren Kanälen entsprechend der gegen-
ständlichen Verfügung für die HOI möglich ist.  

Der Zeitpunkt, ab dem die Nutzung der zusätzlichen drei Kanäle durch die HOI von den 
LKW zu gewährleisten ist, wurde mit dem 1. Februar 2016 festgelegt. Dies einerseits des-
halb, um der TLI ausreichend Zeit für eine allfällige Information ihrer Kunden über die be-
vorstehende Abschaltung zu geben und andererseits, um gleichzeitig mit dem auf den 
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1. Februar 2016 angekündigten kommerziellen Start des Bitstream-Angebots für das HFC 
Netz bereit zu sein, ebenfalls höhere Bandbreiten anbieten zu können. 

Der gegebene Zeitraum von der Erlassung der gegenständlichen Verfügung bis zur verfü-
gungsgegenständlichen Umstellung von mehr als acht Wochen ist angemessen und ver-
hältnismässig. Mit der � oben bereits erwähnten - Medienmitteilung der TLI vom 22. Juli 
2014 wurde nicht nur über die Abschaltung von 15 Analogkanälen per 24. Juli 2014 (also 
nur zwei Tage später!) informiert, sondern auch die Abschaltung weiterer Kanäle �bis zum 
Jahr 2016� angekündigt. Die jetzt erforderliche Abschaltung von drei Kanälen fällt also in 
diesen bereits 2014 kommunizierten Abschaltungsplan. Gleichzeitig bleibt der TLI noch 
ausreichend Zeit, um die betroffenen Kunden per Post, per E-Mail und/oder per Laufband, 
das in die entsprechenden TV-Sender eingeblendet wird, zu informieren. Dass die gegebe-
ne Zeitspanne auch aus Sicht des Gesetzgebers ausreichend lang ist, ergibt sich aus Art. 7 
VKND, wonach sogar für nicht ausschliesslich begünstigende Änderungen der AGB eine 
Anzeige- und Veröffentlichungsfrist von zwei Monaten gilt. 

 

D.5  Zu den Stellungnahmen der TLI 

Wie oben festgehalten, hat die TLI mit Schreiben vom 6. November 2015 eine Stellung-
nahme eingebracht, in der sie entsprechend der Aufforderung des AK sämtliche Sach- und 
Rechtsfragen behandelt, die ihrer Meinung nach für eine Entscheidung des AK bezüglich 
des Netzzugangs zugunsten der HOI zu beachten sind. Zusammengefasst können sich die 
TLI mit dem Vorhaben des AK, den LKW mit Verfügung aufzutragen, der HOI den Zugang 
zu drei weiteren Kanälen in ihrem HFC-Netz einzuräumen, nicht einverstanden erklären. 
Eine Umsetzung dieses Vorhabens hätte die folgenden, für TLI äusserst nachteiligen Aus-
wirkungen: 

�Unmöglichkeit einer Durchführung von mittel- und langfristigen Bandbreiten-Planung auf 
dem Bandbreiten-Endkundenmarkt und Einschluss von Vorleistungsprodukten; 

Unmöglichkeit einer Realisierung insbesondere von Abschnitt 4.1.1 der Eignerstrategie mit 
einem daraus resultierenden Verlust des Unternehmenswerts; 

Unmöglichkeit einer Einhaltung der Verpflichtungszusagen des Mehrheitseigentümers im 
Rahmen des Aktionärsbindungsvertrages mit der Telekom Austria AG. 

Darüber hinaus würde eine Umsetzung des Vorhabens aber auch die Konsumenten, d.h. 
die Nutzer auf dem Breitband-Endnutzermarkt, in ihren berechtigten Interessen erheblich 
und nachteilig schädigen.� 

Zur Begründung dieses Vorbringens wird auf den Inhalt des Dokuments verwiesen, das 
sich in folgende Abschnitte gliedert: 

 Unklarheit über den Verfahrensgegenstand � Öffentliche Konsultation nach  
Art. 24 RKV 

 Keine Rechtsgrundlage in der Verfügung vom 16. Dezember 2009 
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 Keine Notwendigkeit im Sinne der Marktanalyse aus dem Jahre 2009 
 Keine Notwendigkeit auch bei Beachtung des Grundsatzes von  

Art. 5 Abs. 2 Bst. a KomG 
 Keine Verhältnismässigkeit im Sinne einer vernünftigen Zweck/Mittel-Relation 
 Keine Übereinstimmung mit der Empfehlung 2010/572/EU 
 Kein Eingriff in eine bestehende Vertragsbeziehung zulässig 
 Belegungssituation in der Zukunft 

Tatsächlich beinhaltet die Stellungnahme keinen Beleg oder Begründung, warum bzw. 
inwiefern die �Eignerstrategie� � richtig wohl �Beteiligungsstrategie vom 6. Mai. 2014� � 
und insbesondere Abschnitt 4.1.1 nicht realisiert werden kann. Auch eine Auseinanderset-
zung mit irgendwelchen �Verpflichtungszusagen des Mehrheitseigentümers� bleibt die TLI 
in ihren Ausführungen schuldig. Da allfällige (interne) Verpflichtungszusagen in einem Ak-
tionärsbindungsvertrag nicht geeignet sind, die an der geltenden Rechtslage auszurich-
tende Entscheidung des AK in die eine oder andere Richtung zu beeinflussen, nach Auffas-
sung des AK sowohl Planungs- wie auch Investitionssicherheit gegeben ist und die Realisie-
rung der regulatorisch relevanten Punkte der Beteiligungsstrategie uneingeschränkt mög-
lich bleibt, muss dieser Punkt nicht weiter verfolgt werden. 

Zu den einzelnen von der TLI vorgebrachten Argumenten hält das AK wie folgt fest: 

 

 Zur Unklarheit über den Verfahrensgegenstand � Öffentliche Konsultation nach 
Art. 24 RKV 

Für das AK steht ausser Frage, dass der Entwurf der gegenständlichen Verfügung gemäss 
Art. 24 RKV konsultiert wird. Insofern wird dieser Forderung der TLI jedenfalls entspro-
chen. 

Mit Schreiben vom 15. Oktober 2015 wurden die Parteien (Art. 31 Abs. 5 LVG) über die 
Einleitung des gegenständlichen Verfahrens informiert (Art. 47 LVG). Wer die Parteien des 
gegenständlichen Verfahrens sind, ergibt sich eindeutig aus der gegenständlichen Verfü-
gung. 

Das AK ist ebenfalls davon überzeugt, dass nach Kenntnisnahme des gegenständlichen 
Entwurfs der Verfügung durch die TLI auch sämtliche andere Unklarheiten hinsichtlich des 
Verfahrensgegenstands ausgeräumt werden. Darüber hinaus steht es der TLI selbstver-
ständlich frei, im Rahmen der Konsultation (nochmals) sämtliches Vorbringen zu erstatten, 
das ihr in tatsächlicher oder rechtlicher Hinsicht erheblich erscheint. Gleichzeitig ist her-
vorzuheben, dass eine blosse Wiederholung bereits vorgebrachter Argumente, in den Au-
gen des AK weder notwendig noch zielführend ist. Im Gegenteil sollte im Sinne einer effi-
zienten Verfahrensführung jedes Vorgehen unterlassen werden, mit dem das Verfahren 
verschleppt oder in die Länge gezogen werden soll. 
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Die von der TLI unter den Überschriften 

 Keine Rechtsgrundlage in der Verfügung vom 16. Dezember 2009 (D.2) 
 Keine Notwendigkeit im Sinne der Marktanalyse aus dem Jahre 2009 (D.2) 
 Keine Notwendigkeit auch bei Beachtung des Grundsatzes von Art. 5 Abs. 2 Bst. a 

KomG (D.3) 
 Keine Verhältnismässigkeit im Sinne einer vernünftigen Zweck/Mittel-Relation 

(D.3) 

gemachten Ausführungen sind in den Passagen der Verfügung behandelt, die in den jewei-
ligen Klammern referenziert sind. 

 Zu �Keine Übereinstimmung mit der Empfehlung 2010/572/EU� 

Wenn die TLI bemängelt, dass sie der Empfehlung 2010/572/EU keine rechtliche Basis für 
die vom AK in Aussicht genommene Verfügung entnehmen könne, so ist ihr entgegen zu 
halten, dass es sich bei dieser Empfehlung gerade nicht um einen verbindlichen Rechtsakt 
handelt. Darüber hinaus sind die bezogenen Rechtsgrundlagen, auf die sich die Entschei-
dung stützt, unter Punkt D.1 angeführt. 

Zur Frage der TLI, ob es künftig jedem Betreiber möglich sein wird, den Zugang zu HFC-
Kanälen zu erhalten, sei � ohne damit eine Präjudizwirkung für die Zukunft zu schaffen, 
wenn sich wesentliche Beurteilungskriterien ändern � auf Punkt B.3.1 verwiesen, wonach 
aufgrund der technischen Limitierungen maximal zwei CMTS auf dem bestehenden HFC-
Netz sinnvoll betrieben werden können.  

Hinsichtlich der maximalen Bandbreiten, die über das HFC Netz angeboten werden kön-
nen sollen, sei auf die Netzbaustrategie und Punkt D.3 der gegenständlichen Verfügung 
verwiesen, wonach höhere Bandbreiten (>200 Mbit/s) in Zukunft über die neu zu errich-
tender Glasfasertechnologie realisiert und angeboten werden sollen. 

 Kein Eingriff in eine bestehende Vertragsbeziehung zulässig (D.3) 

Zulässigkeit, Notwendigkeit und Verhältnismässigkeit werden in Punkt D.3 der Verfügung 
behandelt. Wenn die TLI andeutet, dass sie dem Begehren der HOI nachkommen würde, 
wenn diese ihre Anfrage nach Zugang auf �dem dafür notwendigen Weg ohne weiteres 
geltend� gemacht hätte, so ist ihr entgegen zu halten, dass HOI bereits am 31. März 2014 
und am 30. September 2014 Anfragen an die LKW gerichtet hat, die diese an die TLI wei-
tergeleitet hat. TLI hat das Begehren in beiden Fällen abgelehnt. Es steht der TLI jedenfalls 
frei, ihre diesbezügliche Meinung zu ändern und der HOI den Zugang zu den gewünschten 
Kanälen freiwillig zu ermöglichen. Ausserdem sind die im Rahmen der Selbstregulierung 
geschlossenen Verträge entsprechend anzupassen, sofern sich die regulatorischen Rah-
menbedingungen ändern, wie dies u.a. durch den Erlass einer Sonderregulierungsverfü-
gung geschehen kann. 
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 Zur Belegungssituation in der Zukunft 

Zusätzlich zu den oben unter B.3.2 und B.3.3 gemachten Ausführungen, sei noch darauf 
hingewiesen, dass es die TLI bis jetzt unterlassen hat, ihre Behauptung, wonach die bereits 
im Sommer 2014 kommunizierte und nach wie vor stufenweise geplante Reduktion der 
analogen Sender für den Fall einer Übertragung von drei Kanälen im HFC-Netz der LKW an 
die HOI in einem einzigen Schritt erfolgen müsse, mit Belegen zu untermauern oder nach 
nachvollziehbar zu begründen. Nach Auffassung des AK belegt die in der Stellungnahme 
vom 9. Oktober 2015 mitgelieferte Aufstellung �Frequenzbelegung 2020� das Gegenteil: 
für die bereits für 2016 geplante Frequenzbelegung werden die derzeit bestehenden Ka-
näle DS 1 bis DS 7 künftig nicht mehr für die Erbringung von Breitbanddiensten genutzt, 
sondern für DVB-C. Nach dieser Aufstellung ist es fast zwingend logisch, der HOI den Zu-
gang zu den bisher als DS 1, DS 2 und DS 3 bezeichneten Kanälen zu gewähren und drei 
analoge Kanäle abzuschalten. Im restlichen Netz können dann entsprechend der Planung 
für 2016 acht Analog TV Programme verbreitet werden. 

 

In der Konsultationsstellungnahme hat sich die TLI erneut gegen den Erlass der gegen-
ständlichen Verfügung ausgesprochen und zusammengefasst wie bereits oben unter 
Punkt A. festgehalten ausgeführt.  

Das Amt für Kommunikation hat das Vorbringen beim Erlass der gegenständlichen Verfü-
gung in weiten Teilen bereits berücksichtigt. Allem voran wurden die unter den Über-
schriften �Keine verfahrensrechtliche Klarheit�, �Keine Erfüllung der Voraussetzungen für 
eine Zugangsgewährung unter dem Kapitel über die Sonderregulierung� und �Keine Erfül-
lung der Voraussetzungen für eine Zugangsgewährung unter dem Kapitel über die Zu-
gangsregulierung� gemachten Ausführungen dahingehend beachtet, dass sich die Verfü-
gung nunmehr eindeutig ausschliesslich auf die Regeln der Sonderregulierung stützt und 
jegliche Verweise auf den Netzzugang entfernt wurden. Auch auf die relevanten materiel-
len Ausführungen unter den Überschriften �Keine Zugangsgewährung unter Diensteanbie-
tern�, �Keine Feststellungen zu einem Wettbewerbsmangel�, �Kein ordnungspolitisches 
Konzept�, �Keine Verhältnismässigkeit im Sinne einer vernünftigen Zweck/Mittel-
Relation�, �Keine Zumutbarkeit für unser Haus�, �Keine Verhältnismässigkeit aus Endkun-
densicht� und �Kein Entzug der aufschiebenden Wirkung� wurde in den Entscheidungs-
gründen bereits ausreichend eingegangen. 

Abschliessend ist zu den Ausführungen unter der Überschrift �Keine Beachtung des Dis-
kriminierungsverbots� anzumerken, dass sich dem AK völlig verschliesst, was für die TLI 
gewonnen wäre, wenn ein anderer Anbieter als HOI Zugang zum Netz der LKW erhalten 
würde. Tatsächlich behauptet die TLI nicht einmal, durch die angebliche Verletzung des 
Diskriminierungsverbots beschwert zu sein. Eine solche Verletzung liegt auch wie die Fest-
stellungen im Punkt B.3.1 belegen tatsächlich nicht vor. Schliesslich ist noch festzuhalten, 
dass sich ausser den Verfahrensparteien kein in Liechtenstein tätiger ISP im Rahmen der 
Konsultation zu Wort gemeldet und eine Verletzung seiner Rechte behauptet hat.  
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Insgesamt waren die Stellungnahmen der TLI nicht geeignet, das AK davon zu überzeugen, 
das gegenständliche Verfahren einzustellen. Das AK ist aber den Anträgen der TLI vom 6. 
November 2015 insoweit nachgekommen, als es den Entwurf der gegenständlichen Verfü-
gung sowohl öffentlich konsultiert wie auch der TLI (und den anderen Verfahrensparteien) 
gemeinsam mit den Stellungnahmen der jeweils anderen Verfahrensparteien zur Äusse-
rung zugestellt hat. 

 

D.6  Zum Entzug der aufschiebenden Wirkung einer Beschwerde 

Einer allfälligen Beschwerde gegen diese Verfügung wird gestützt auf Art. 100 Abs. 1 i.V.m. 
Art. 116 Abs. 3 Bst. a und Abs. 8 des Gesetzes vom 21. April 1922 über die allgemeine Lan- 
desverwaltungspflege, LGBl. 1922 Nr. 24, i.d.g.F., die aufschiebende Wirkung entzogen.  

Die gegenständliche Verfügung schafft � entgegen der Behauptung der TLI in ihrer Konsul-
tationsstellungnahme � keine irreversiblen Fakten, da die durch die HOI neu belegten Ka-
näle technisch jederzeit wieder geräumt werden können. Auf der anderen Seite entsteht 
für die TLI � wie oben bereits detailliert ausgeführt � kein unwiederbringlicher Nachteil. 
Die sofortige Umsetzung der gegenständlichen Massnahme dient der Schaffung günstige-
rer Wettbewerbsbedingungen, weshalb der sofortige Vollzug derselben durch ein von 
amtswegen zu wahrendes öffentliches Interesse geboten ist. Dies insbesondere auch un-
ter Berücksichtigung des Umstands, dass aufgrund der dynamischen technischen Entwick-
lung im Bereich der elektronischen Kommunikation die angeordnete Massnahme der Son-
derregulierung nach rechtskräftigem Abschluss des gegenständlichen Verfahrens zu spät 
käme und ihren Zweck nicht mehr erfüllen würde.  

Der Entzug der aufschiebenden Wirkung befindet sich zudem in Übereinstimmung mit 
dem in Art. 4 Abs. 1, letzter Satz, der Rahmenrichtlinie 2002/21/EG stipulierten Grundsatz, 
dass �[b]is zum Abschluss eines Beschwerdeverfahrens [�] der Beschluss der nationalen 
Regulierungsbehörde in Kraft [bleibt], sofern nicht die Beschwerdeinstanz anders entschei-
det.�.  

 

Aus all diesen Gründen war spruchgemäss zu entscheiden.  
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RECHTSMITTELBELEHRUNG 

Gegen diese Verfügung kann binnen 14 Tagen ab Zustellung Beschwerde bei der Be-
schwerdekommission für Verwaltungsangelegenheiten erhoben werden. 

Die Beschwerde muss enthalten: 

- die Bezeichnung der angefochtenen Entscheidung; 

- die Erklärung, ob die Entscheidung ihrem ganzen Inhalt nach oder nur in einzelnen 
Teilen angefochten wird; 

- in letzterem Fall die genaue Bezeichnung des angefochtenen Teils; 

- die Beschwerdegründe; 

- die Anträge; 

- die Beweismittel, durch welche die Anfechtungsgründe gestützt und bewiesen 
werden sollen und  

- die Unterschrift des Beschwerdeführers. 

 
 
 
Vaduz, 4. Dezember 2015 
3805-LKW-HFC/SKMA/brca 

 
 
 
AMT FÜR KOMMUNIKATION 
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